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Schwarz-Blaues Budget:
Prinzip „Euer Geld für unsere Leute“

D i e  s c h w a r z -
blaue Koalition 
b e s e t z t  A u f -
s i c h t s r ä t e  i n 
den Tochterge-
sellschaften der 
Stadt  nur  mit 
Leuten aus ihren 
eigenen Reihen 
und verdoppelt zugleich 
die Entgelte für die Auf-
sichtsratsvorsitzenden.

Nagl und Eustacchio wollen 
auf nichts verzichten. Sie haben 
Aufsichtsratsgehälter verdop-
pelt und Politikergagen erhöht. 
Die Parteienförderung ist in 

Graz mit 2,4 Millionen 
so hoch wie noch nie. 
Die KPÖ-Forderung, 
die Par teienförde -
rung wenigstens um 
5 % zu kürzen, haben 
Schwarz-Blau und die 
SPÖ niedergestimmt.

„Jetzt versteht man 
auch den Slogan der FPÖ bes-
ser, wo es heißt: ‚Unser Geld 
für unsere Leute.‘ Um es noch 
deutlicher zu machen, sollte es 
vielleicht gleich heißen: ‚Euer 
Geld für unsere Leute‘, kom-
mentierte Klubobmann Ge-
meinderat Manfred Eber die 
Selbstbedienungs-Mentalität 
der ÖVP/FPÖ-Stadtregierung.

Gute Arbeit oder 
billige Show

Wer seine Arbeit gut und ordent-
lich macht, der wird anerkannt. 

So soll es im täglichen Leben sein.
In der Politik ist es aber anders. Da kommt es für die meisten 

Parteien nur auf die Show an. Die Verpackung ist alles, der Inhalt 
wandert bestenfalls in das Kleingedruckte. 

Warum ist es notwendig, gerade jetzt darauf hinzuweisen? 
Es ist Wahlkampfzeit. Und Wahlkampf hat sehr viel mit Show 
und mit Stars zu tun.

Dabei müssten die Parteien auf den Tisch legen, was sie 
erreicht haben, um das tägliche Leben der Menschen zu verbes-
sern. Aber hier sieht ihre Bilanz gar nicht gut aus.

Deshalb verschweigen sie, dass sie bei ihrem  wichtigsten 
Wahlversprechen aus dem Jahr 2013 gescheitert sind: Die Re-
gierung hat keine soziale Mietrechtsreform zustande gebracht. 
Leistbares Wohnen ist für immer mehr Menschen zu einem 
unerreichbaren Traum geworden.

Deshalb sammelt die KPÖ gerade jetzt österreichweit Un-
terschriften, damit dieses Thema nicht von der Bild� äche ver-
schwindet. Die ersten Ergebnisse zeigen einen großen Zuspruch. 
Ich bitte auch Sie darum, unsere Aktion zu unterstützen, damit 
eine neue Regierung dieses wichtige Anliegen nicht vom Tisch 
wischen kann.

STADTRÄTIN ELKE KAHR
Rathaus, 2. Stock, Tür 236, Tel. 0316 / 872–20 60
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Retten wir 
Alt-Grottenhof!

Ende Juni luden Stadträtin 
Elke Kahr und Gemeinderat 

Manfred Eber zum Startschuss 
der Unterschriftenaktion „Ret-
ten wir Alt-Grottenhof“ ins 
Gasthaus Griessner. Anlass: die 
befürchtete Umwidmung und 
Verbauung von Ackerfl ächen 

der Fachschule Alt-Grottenhof 
zwischen Grottenhofstraße 
und Krottendorfer Straße. Über 
100 besorgte Bewohner, vor al-
lem aus den Bezirken Wetzels-
dorf und Straßgang, erschie-
nen und zeigten sich kämpfe-
risch. Noch ist das Grundstück 

Elke Kahr.
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Auf keinen Menschen vergessen
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im Besitz des Landes. „Ist aber 
erst einmal umgewidmet, sind 
dem Verkauf und der Verbau-
ung Tür und Tor geöffnet“, 
machte Kahr deutlich. „Die 
Bevölkerung von Wetzelsdorf 
hat ein Recht auf Erhalt der 
wertvollen Grünfl ächen.“

Unterschriftenlisten kön-
nen unter 0316 / 872 2151 
und klub.kpoe@stadt.graz.at 
bestellt oder im Büro des KPÖ-
Gemeinderatsklubs im Rathaus 
abgeholt werden.



Anträge und Initiativen der KPÖ im Grazer Gemeinderat am 29. Juni 2017
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Volksschule in Andritz sanieren

Die Volksschule 
in der Prochas-

kagasse muss drin-
gend saniert werden. 
Aktuelle Bedürfnisse 
der Schülerinnen und 
Schüler für den Ganz-
tagsunterricht bzw. 
der Ganztagsbetreu-
ung werden nicht mehr erfüllt: 
Jausenküche, 

Durststrecke zum Thaler See

Auf dem beliebten Rad- und Spazierweg von Gösting zum Tha-
ler See fi ndet man keinen Trinkwasserbrunnen. Gemeinderat 

Christian Sikora: „Mit dem Bau eines Trinkwasserbrunnens würde 
dieser fünf Kilometer lange Weg an Attraktivität gewinnen.“ Sikora 
brachte im Gemeinderat einen diesbezüglichen Antrag ein.

Stadtbibliothek: Amazon-
Werbung einstellen!

Auf Werbung von „amazon.
com“ stieß Gemeinderätin 

Christine Braunersreuther 
beim Schmökern auf der Inter-
netseite der Stadtbibliothek. 
„Einen Online-Großhandel wer-
ben zu lassen, der für schlechte 
Arbeitsbedingungen und zwie-
lichtigen Steuerpraxis ist, fi nde 
ich nicht angemessen!“ Brau-
nersreuther wies den zustän-
digen Stadtrat Hohensinner 

außerdem 
darauf hin, 
d a s s  B i l -
dungsein-
richtungen 
grundsätz-
lich dem Gebot der Werbefrei-
heit unterliegen. Sie bekam die 
Zusage, dass nach einer rechtli-
chen Prüfung künftig derartige 
Links von der Bibliotheksseite 
verschwinden sollen.

Neue Hürden im Sozialbereich

Jetzt ist es fi x: Ab 2018 werden 
SozialCard-Besitzer/innen 

wieder gesondert um den 
Heizkostenzuschuss und die 
Weihnachtsbeihilfe ansuchen 
müssen. Genau diese Zustände 
hatte die KPÖ mit der Schaf-
fung der SozialCard (2012) aus 
der Welt schaff en wollen. „Da-
mit werden die Menschen wie-

Tausende Menschen haben die

Petition „Weg mit der Maklerpro-

vision für Mieter“ unterschrieben.

Vizebürgermeisterin Elke Kahr und

Gemeinderat Manfred Eber bei 

der Übergabe der Unterschriften

an Nationalratspräsidentin Doris

Bures in Wien.

Mietobergrenzen
 l Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten
 l Keine Befristung von Mietverträgen
 l Herausnahme der Grundsteuer  aus den Betriebs-

kosten
 l Abschaffung der Vergebührung von Mietverträgen
 l Ausweitung des Anwendungsbereiches und Verein-

fachung des Mietrechtsgesetzes

Abschaffung der 
Maklerprovision für Mieter
Makler werden im Regelfall vom Vermieter beauftragt, 
müssen aber vom Mieter bezahlt werden. Länder wie 
Deutschland, Irland, Großbritannien, Norwegen, Hol-
land oder die Schweiz haben diese Ungerechtigkeit er-
kannt und gehandelt: 

Den Makler zahlt der, der ihn beauftragt!

Abschaffung der 
Vergebührungspflicht von 
Mietverträgen:
Die Wohnungseinstiegskosten stellen für viel Menschen 
ein kaum zu überwindendes Hindernis dar. Deshalb soll 
die Vergebührung von Mietverträgen ersatzlos gestri-
chen werden.

Keine Privatisierung 
öffentlichen Wohnraums

 l Kein Verkauf von Gemeinde- und Landeswohnungen
 l Kein Aufweichen der Gemeinnützigkeit durch hö-

here Gewinnausschüttungen an Investoren.

Private Investoren und Spekulanten wollen möglichst 
hohe Profite erzielen. Die Zeche zahlen die Mieterinnen 
und Mieter mit kaum noch leistbaren Mieten. Daher ist 
die öffentliche Hand gefordert, selbst Wohnungen zu er-
ichten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen 
zu können. Bestehender öffentlicher Wohnraum ist zu 
erhalten und nicht auf den sogenannten freien Markt zu 
werfen.  Die Verscherbelung der 60.000 BUWOG-Woh-
nungen unter Ex-Finanzminister Grasser zeigt, dass viele, 
nur nicht die Mieter davon profitiert haben. 

Ausbau des kommunalen 
Wohnbaus

 l Öffentlicher Wohnbau sichert dauerhaft leistbares 
Wohnen, deshalb braucht es mehr Gemeindewoh-
nungen

Ein Prozent vom Monatsbruttogehalt zahlt jede(r) un-
selbständig Erwerbstätige in den Wohnbauförderungs-
topf. Ursprünglich wurde dieses Geld zur Gänze in den 
Wohnbau zu investiert. Derzeit wird es für andere Zwe-
cke, wie beispielsweise das Stopfen von Budgetlöchern, 
Bankenrettungen oder Spekulationsgeschäfte ausgege-
ben. Das muss ein Ende haben! Daher fordern wir die 
Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauför-
derungsmittel mit Schwerpunkt auf den sozialen Wohn-
bau.

Um Wohnen leistbarer zu machen, braucht es weiters:

 l einen Kautionsfonds nach Grazer Vorbild,

 l die Sicherung und Ausweitung der Wohnbeihilfen,

 l einen Gebührenstopp für Müll und Kanal

 l Meldepflicht für leerstehende Wohnungen

 l Leerstandsabgabe

 l Sicherung von ausreichend Grundstücken für den 

sozialen Wohnbau

Wohnen darf nicht arm machen.
Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten ohne eine selbst sehr 
bescheidene Lebensführung zu gefährden. Um diese Entwicklung zu stoppen braucht es: 
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Petition an den Nationalrat für Mietzinsobergrenzen.
Wohnen
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Aufenthal ts räume 
sowie Platz für eine 
Garderobe fehlen. 
„Die Anzahl der WC-
Anlagen ist zu gering, 
der Turnsaal zu klein 
und in einem schlech-
ten Zustand“, berichtet 
Gemeinderat Andreas 

Fabisch. In seinem Antrag for-
derte er rasche Abhilfe.

Baumsterben am Jakominiplatz
„ 1 7  J a h r e 
n a c h  d e r 
missglück-
ten Umge-
staltung des 
Jakominip-
latzes gibt es 

kaum Bäume, die auch diesen 
Namen verdienen“, macht KPÖ-
Gemeinderat Christian Sikora 

auf den tristen Zustand des 
Platzes im Herzen von Graz 
aufmerksam. Die Bäume ster-
ben immer wieder ab, es fehlen 
Sitzgelegenheiten, an heißen 
Tagen gibt es kaum Schatten-
spender. Sikora beantragte, ein 
nachhaltiges Grünraum- und 
Erholungsgesamtkonzept am 
Jakominiplatz umzusetzen. 

Impfen bald auch 
am Nachmittag

KOMMENTAR

Die Steiermark ist ein Zecken-
Hotspot. Jede zweite Zecke 

trägt Krankheitserreger in sich. 
Masern und Hepatitis sind auf dem Vormarsch. Diesen alarmie-
renden Entwicklungen muss man konsequent entgegentreten. 

Darum ist die städtische Impfstelle im Amtshaus so wichtig. 
Dort gibt es die Impfung unkompliziert – und günstiger als an-
derswo, weil man nur den Impfsto�  zahlen muss und die Kosten 
teilweise von den Krankenkassen zurückerstattet bekommt. 
Außerdem gibt es einen Spezialservice: Wer schon einmal hier 
war, wird automatisch an die Au� rischungsimpfung erinnert. 
Nähere Infos � nden Sie hier: graz.at/impfen

Ab Herbst wird es eine Ausweitung des Angebots, wie Impf-
aktionen in den Stadtteilen und familienfreundliche Ö� nungs-
zeiten – auch am Nachmittag – geben. 

Ihr Robert Krotzer
Stadtrat für Gesundheit und Pfl ege.

0316 – 872 2070
stadtrat.krotzer@stadt.graz.at
fb.com/robert.krotzer.graz

Urlaubsaktion für Senior/innen

Ei n k o m m e n s -
schwache Senior/

innen können sich an 
ausgewählten steiri-
sches Gasthöfen vom 
Alltag erholen. Die 
Kosten werden je zur 
Hälfte vom Land Stei-
ermark und den So-
zialhilfeverbänden getragen. 
„Leider gilt diese Urlaubsaktion 

nicht für Grazer Seni-
orInnen, da die Stadt 
Graz - als einzige Ge-
meinde der Steier-
mark - diese Aktion 
nicht unterstützt“, 
erklärt Gemeinde-
rätin Uli Taberhofer. 
Sie beantragte, die 

Urlaubsaktion auch für Grazer 
Senior/innen einzuführen.

der zu Bittstellern gemacht“, 
bringt es KPÖ-Gemeinderätin 
Uli Taberhofer auf den Punkt.

Bei den neuen Gemein-
dewohnungs-Richtlinien 
kommt es neben der Verlän-
gerung der Wartezeit auf fünf 
Jahre vor allem auch zu Ver-
schlechterungen für Familien. 
Künftig wird auch die Famili-
enbeihilfe zum Einkommen 
gezählt. Darüber hinaus wird 
der Zugang für junge Paare, 
die zusammenziehen möch-
ten, erschwert. „Unser ableh-
nendes Stimmverhalten beim 
vorliegenden Budget ist daher 
bestimmt keine Überraschung, 
sondern konsequent“, betont 
die KPÖ-Sozialsprecherin. 


